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1. Aufgaben der Rechtsschutzversicherung 
 
Sie möchten Ihre rechtlichen Interessen wahrnehmen. Wir 
erbringen die dafür erforderlichen Leistungen. Der Umfang 
unserer Leistungen ist im Versicherungsantrag, im Versiche-
rungsschein und in diesen Versicherungsbedingungen be-
schrieben. 
 
2. Welchen Rechtsschutz haben Sie? 
 
Sie haben den Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
versichert. 
 
Versicherungsnehmer können Sie nur werden, wenn Sie bei 
Beginn der Versicherung Mitglied eines Haus- und Grundbe-
sitzervereines in Deutschland sind. Die Mitgliedschaft ist uns 
auf Verlangen nachzuweisen. 
 
2.1 Wer/was ist versichert? 
 
Aus rechtlichen Gründen weisen wir Sie auf Folgendes hin: 
 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmun-
gen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 
keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirt-
schafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 
der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutsch-
land entgegenstehen. 
 
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio-
nen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, 
soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen 
Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegen-
stehen. 
 
2.1.1 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
 
Sie haben Versicherungsschutz, wenn Sie Grundstücke, 
Gebäude oder Gebäudeteile in folgenden Eigenschaften 
nutzen: als 
 
− Eigentümer, 
− Vermieter, 
− Verpächter, 
− sonstiger dinglicher Nutzungsberechtigter. 
 
Die Eigenschaften und das Grundstück, Gebäude oder Ge-
bäudeteil müssen im Versicherungsschein angegeben sein. 
Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder Kraftfahr-
zeug-Abstellplätze sind eingeschlossen, sofern sie in Ihrem 
Eigentum stehen. 
 
Wenn Sie das im Versicherungsschein bezeichnete, selbst 
genutzte Wohnobjekt wechseln, geht der Versicherungs-
schutz auf das neue Wohnobjekt über und umfasst auch 
Versicherungsfälle, 
 
− die erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Wohn-

objekt eintreten oder 
 
− die sich auf das neue Wohnobjekt beziehen und vor 

dessen geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten. 
 
Wenn Sie ein Objekt wechseln, das Sie für Ihre gewerbliche, 
freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit selbst 
nutzen, dann gilt dies nur unter folgender Voraussetzung:  
 
Das neue Objekt darf nach unserem Tarif weder nach Größe 
noch nach Miet- oder Pachthöhe einen höheren als den ver-
einbarten Beitrag ausmachen. 
 
2.1.2 Mitversicherung 
 
Versicherungsschutz besteht für Sie als Versicherungsneh-
mer und für im Versicherungsschein genannte sonstige Per-

sonen. Außerdem besteht Versicherungsschutz für Ansprü-
che, die natürlichen Personen aufgrund Ihrer Verletzung 
oder Ihrer Tötung oder einer mitversicherten Person kraft 
Gesetzes zustehen. 
 
Für mitversicherte Personen gelten die Sie als Versiche-
rungsnehmer betreffenden Bestimmungen sinngemäß. Sie 
können jedoch widersprechen, wenn eine andere mitver-
sicherte Person als Ihr ehelicher/eingetragener Lebenspart-
ner Rechtsschutz verlangt. 
 
2.2 In welchen Rechtsbereichen sind Sie versichert 
(Leistungsarten)? 
 
Je nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz 
folgende Leistungsarten: 
 
2.2.1 Schadenersatz-Rechtsschutz 
 
für die gerichtliche Geltendmachung von Schadenersatzan-
sprüchen wegen der Beschädigung von Grundstücken, Ge-
bäuden und Gebäudeteilen, soweit diese nicht auch auf 
einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines ding-
lichen Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäude-
teilen beruhen. 
 
2.2.2 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
 
für die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
Miet- und Pachtverhältnissen, sonstigen Nutzungsverhält-
nissen und dinglichen Rechten, die Grundstücke, Gebäude 
oder Gebäudeteile zum Gegenstand haben. 
 
2.2.3 Straf-Rechtsschutz 
 
vor Gerichten für die Verteidigung wegen des Vorwurfs, ein 
Vergehen fahrlässig begangen zu haben, sofern das ver-
sicherte Risiko betroffen ist. 
 
2.2.4 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 
 
vor Gerichten für die Verteidigung wegen des Vorwurfs, eine 
Ordnungswidrigkeit fahrlässig begangen zu haben, sofern 
das versicherte Risiko betroffen ist. 
 
2.3 Leistungsumfang 
 
2.3.1 Wir erbringen Dienstleistungen zur Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen und tragen 
 
2.3.1.1 bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Ver-
gütung eines für Sie tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe 
der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen 
Gerichtes ansässigen Rechtsanwaltes. Wohnen Sie mehr 
als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt und 
erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung Ihrer Interessen, 
tragen wir bei den Leistungsarten gemäß 2.2.1 und 2.2.2 die 
Kosten in der I. Instanz für einen in Ihrem Landgerichtsbezirk 
ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Ver-
gütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit 
dem Prozessbevollmächtigten führt; 
 
2.3.1.2 bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die 
Vergütung eines für Sie tätigen am Ort des zuständigen Ge-
richts ansässigen ausländischen oder im Inland zugelasse-
nen Rechtsanwaltes. Im letzteren Fall tragen wir die Ver-
gütung bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung, die ent-
standen wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort der Rechts-
anwalt ansässig ist, zuständig wäre. Wohnen Sie mehr als 
100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein 
ausländischer Rechtsanwalt für Sie tätig, tragen wir die 
Kosten in der I. Instanz für einen in Ihrem Landgerichtsbezirk 
ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Ver-
gütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit 
dem ausländischen Rechtsanwalt führt; 
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2.3.1.3 die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung 
für Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht herange-
zogen werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers; 
 
2.3.1.4 sofern Plus-Deckung vereinbart ist, die Gebühren 
eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur Höhe 
der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zuständigen 
staatlichen Gerichtes erster Instanz entstehen; 
 
2.3.1.5 die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden 
einschließlich der Entschädigung für Zeugen und Sachver-
ständige, die von der Verwaltungsbehörde herangezogen 
werden, sowie die Kosten der Vollstreckung im Verwaltungs-
wege; 
 
2.3.1.6 die Kosten Ihrer Reisen zu einem ausländischen Ge-
richt, wenn Ihr Erscheinen als Beschuldigter oder Partei vor-
geschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen er-
forderlich ist. Die Kosten werden bis zur Höhe der für Ge-
schäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden 
Sätze übernommen; 
 
2.3.1.7 die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen entstandenen Kosten, soweit Sie zu 
deren Erstattung verpflichtet sind. 
 
2.3.2 Sie können die Übernahme der von uns zu tragenden 
Kosten verlangen, sobald Sie nachweisen, dass Sie zu 
deren Zahlung verpflichtet sind oder diese Verpflichtung 
bereits erfüllt haben. 
 
2.3.3 Von Ihnen in fremder Währung aufgewandte Kosten 
werden Ihnen in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, 
an dem diese Kosten von Ihnen gezahlt wurden. 
 
2.3.4. Wir zahlen in jedem Rechtsschutzfall höchstens die 
vereinbarte Versicherungssumme. Zahlungen für Sie und 
mitversicherte Personen aufgrund desselben Rechtsschutz-
falles werden hierbei zusammengerechnet. Dies gilt auch für 
Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich 
und ursächlich zusammenhängen. 
 
2.3.5. Wir sorgen für 
 
2.3.5.1 die Übersetzung der für die Wahrnehmung Ihrer 
rechtlichen Interessen im Ausland notwendigen schriftlichen 
Unterlagen und tragen die dabei anfallenden Kosten. 
 
2.3.5.2 die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der 
vereinbarten Höhe für eine Kaution, die gestellt werden 
muss, um Sie einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen 
zu verschonen. 
 
2.3.6 Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, 
gelten entsprechend 
 
2.3.6.1 in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
 
2.3.6.2 bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland 
für dort ansässige rechts- und sachkundige Bevollmächtigte. 
 
2.4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Versicherungs-
schutz 
 
2.4.1 Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines 
Rechtsschutzfalles 
 
2.4.1.1 im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß 2.2.1 von 
dem ersten Ereignis an, durch das der Schaden verursacht 
wurde oder verursacht worden sein soll. 
 
2.4.1.2 in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem 
Sie oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten 
oder Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen 
haben soll. 

Die Voraussetzungen nach 2.4.1.1 und 2.4.1.2 müssen nach 
Beginn des Versicherungsschutzes gemäß 6.1 und vor 
dessen Beendigung eigetreten sein. 
 
2.4.2 Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeit-
raum, ist dessen Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen mehrere Rechtsschutzfälle ur-
sächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch jeder 
Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein 
Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes für den betroffe-
nen Gegenstand der Versicherung eingetreten oder, soweit 
sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt, be-
endet ist. 
 
3. Was ist nicht versichert? 
 
3.1 Zeitliche Ausschlüsse 
 
In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz: 
 
3.1.1 Der Versicherungsfall ist innerhalb von drei Monaten 
nach Versicherungsbeginn eingetreten (Das ist die soge-
nannte Wartezeit. Während der Wartezeit besteht kein Ver-
sicherungsschutz). 
 
Ausnahme: Auch in den ersten drei Monaten haben Sie Ver-
sicherungsschutz  
 
− im Schadenersatz-Rechtsschutz (2.2.1), 
 
− im Straf-Rechtsschutz (2.2.3), 
 
− im Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (2.2.4), 
 
Die Wartezeit gilt dann nicht, wenn Sie den Versicherungs-
vertrag im unmittelbaren zeitlichen Anschluss an einen bis-
her mit einem anderen Rechtsschutzversicherer bestehen-
den gleichartigen Vertrag abgeschlossen haben. 
 
3.1.2 Der Versicherungsfall liegt zwar nach Beginn des Ver-
sicherungsschutzes. Diesem ging jedoch voraus, dass Sie 
vor Versicherungsbeginn 
 
− ein Kündigungsrecht ausgeübt haben und der Versiche-

rungsfall hängt mit der Beendigung des gekündigten 
Vertrages zusammen (Beispiel: Sie haben einen Miet-
vertrag gekündigt und nach Versicherungsbeginn gibt es 
Streit um die Kaution oder Schönheitsreparaturen) 

 
− ein Mieterhöhungsrecht ausgeübt haben und der Ver-

sicherungsfall hängt mit dieser Mieterhöhung zusammen 
(Beispiel: Sie haben die Miete erhöht und nach Ver-
sicherungsbeginn gibt es Streit um diese Mieterhöhung). 

 
3.1.3 Sie melden uns einen Versicherungsfall, sind aber zu 
diesem Zeitpunkt länger als drei Jahre für den betroffenen 
Bereich nicht mehr bei uns versichert. 
 
3.1.4 Bei laufend erhobenen Gebühren für die Grundstücks-
versorgung (3.2.2.3) liegen die tatsächlichen oder behaupte-
ten Voraussetzungen für die Festsetzung dieser Gebühren 
vor Vertragsbeginn. 
 
3.2 Inhaltliche Ausschlüsse 
 
In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz: 
 
3.2.1 Jede Interessenwahrnehmung in ursächlichem Zu-
sammenhang mit 
 
3.2.1.1 Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un-
ruhen, Streik, Aussperrung oder Erdbeben; 
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3.2.1.2 Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese 
nicht auf eine medizinische Behandlung zurückzuführen 
sind; 
 
3.2.1.3 Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden; 
 
3.2.1.4 dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bau-
zwecken bestimmten Grundstückes oder vom Versiche-
rungsnehmer oder mitversicherten Personen nicht selbst zu 
Wohnzwecken genutzten Gebäudes oder Gebäudeteiles; 
 
3.2.1.5 der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder 
Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Ver-
sicherungsnehmers befindet oder das dieser zu erwerben 
oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt; 
 
3.2.1.6 der genehmigungs- und/oder anzeigepflichtigen bau-
lichen Veränderung eines Grundstückes, Gebäudes oder 
Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Ver-
sicherungsnehmers befindet oder das dieser zu erwerben 
oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt; 
 
3.2.1.7 der Finanzierung eines der unter 3.2.1.4 bis 3.2.1.6 
genannten Vorhaben. 
 
3.2.2 Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
 
3.2.2.1 zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei 
denn, dass diese auf einer Vertragsverletzung beruhen; 
 
3.2.2.2 aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen 
uns oder das für uns tätige Schadenabwicklungsunter-
nehmen; 
 
3.2.2.3 wegen der steuerlichen Bewertung von Grund-
stücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, sowie wegen Er-
schließungs- und sonstiger Anliegerabgaben, es sei denn, 
dass es sich um laufend erhobene Gebühren für die Grund-
stücksversorgung handelt; 
 
3.2.2.4 für Rechtsstreitigkeiten aufgrund des Gebäudeeigen-
tums- und Bodenrechts in den neuen Bundesländern; 
 
3.2.3 in Verfahren vor Verfassungsgerichten 
 
3.2.4 in Verfahren vor internationalen oder supranationalen 
Gerichtshöfen 
 
3.2.5 in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenz-
verfahren, das über Ihr Vermögen eröffnet wurde oder er-
öffnet werden soll; 
 
3.2.6 in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- 
sowie im Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten; 
 
3.2.7 bei Bestehen von Streitigkeiten zwischen Ihnen und 
weiteren Versicherungsnehmern desselben Versicherungs-
vertrages, von Mitversicherten gegen Sie und von Mitver-
sicherten untereinander. 
 
3.2.8 sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht 
eingetragene Lebenspartner gleich welchen Geschlechts) 
untereinander in ursächlichem Zusammenhang mit der 
Partnerschaft, auch nach deren Beendigung; 
 
3.2.9 aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Ein-
tritt des Rechtsschutzfalles auf Sie übertragen worden oder 
übergegangen sind; 
 
3.2.10 aus von Ihnen in eigenem Namen geltend gemachten 
Ansprüchen anderer Personen oder aus einer Haftung für 
Verbindlichkeiten anderer Personen; 
 
3.2.11 soweit in den Fällen von 2.2.1 und 2.2.2 ein ursäch-
licher Zusammenhang mit einer von Ihnen vorsätzlich be-

gangenen Straftat besteht. Stellt sich ein solcher Zusam-
menhang im Nachhinein heraus, sind Sie zur Rückzahlung 
der Leistungen verpflichtet, die wir für Sie erbracht haben. 
 
3.2.12 Jegliche Interessenwahrnehmung in ursächlichem 
Zusammenhang mit einer geplanten oder ausgeübten ge-
werblichen, freiberuflichen oder sonstigen selbständigen 
Tätigkeit. 
 
3.3 Einschränkung unserer Leistungspflicht 
 
Wir können folgende Kosten nicht erstatten: 
 
3.3.1 Kosten, die Sie ohne Rechtspflicht übernommen 
haben; 
 
3.3.2 Kosten, die bei einer gütlichen Einigung entstanden 
sind und die nicht dem Verhältnis des von Ihnen angestreb-
ten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis entsprechen. 
(Beispiel: Sie verlangen Schadenersatz in Höhe von  
10.000 EUR. In einem Vergleich mit dem Gegner erlangen 
Sie einen Betrag von 8.000 EUR = 80 % des angestrebten 
Ergebnisses. In diesem Fall übernehmen wir 20 % der ent-
standenen Kosten – nämlich für den Teil, den Sie nicht 
durchsetzen konnten.) Dies bezieht sich auf die gesamten 
Kosten der Streitigkeit. 
 
Ausnahme: Es ist gesetzlich eine andere Kostenregelung 
vorgeschrieben. 
 
3.3.3 die vereinbarte Selbstbeteiligung je Leistungsart nach 
2.2; 
 
3.3.4 sofern Basis-Deckung vereinbart ist, Kosten, die auf-
grund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvollstreckungs-
maßnahme je Vollstreckungstitel entstehen; 
 
3.3.5 sofern Plus-Deckung vereinbart ist, Kosten, die auf-
grund der sechsten oder jeder weiteren Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen; 
 
3.3.6 Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men, die später als fünf Jahre nach Rechtskraft des Voll-
streckungstitels eingeleitet werden; 
 
3.3.7 Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach 
Rechtskraft einer Geldstrafe oder -buße unter 250 EUR; 
 
3.3.8 Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet 
wäre, wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht be-
stünde; 
 
3.3.9 Kosten, die bei Teileintrittspflicht auf den nicht gedeck-
ten Teil entfallen. Treffen Ansprüche zusammen, für die teils 
Versicherungsschutz besteht, teils nicht, tragen wir nur den 
Teil der angefallenen Kosten, der dem Verhältnis des Wer-
tes des gedeckten Teils zum Gesamtwert (Quote) entspricht; 
 
3.3.10 Kosten, die beim Straf- und Ordnungswidrigkeiten-
Rechtsschutz im Ermittlungs- und Zwischenverfahren bzw. 
bei Verwaltungsbehörden im Vorverfahren entstehen. 
 
3.3.11 Kosten im Rahmen einer einverständlichen Regelung 
für Forderungen, die selbst nicht streitig oder nicht versichert 
waren. 
 
3.4 Ablehnung des Versicherungsschutzes wegen mangeln-
der Erfolgsaussichten oder wegen Mutwilligkeit/Schiedsgut-
achter 
 
3.4.1 Wir können den Versicherungsschutz ablehnen, wenn 
unserer Auffassung nach 
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3.4.1.1 die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen nach 
2.2.1 bis 2.2.4 keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat 
oder  
 
3.4.1.2 Sie Ihre rechtlichen Interessen mutwillig wahrneh-
men wollen. Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn die voraus-
sichtlich entstehenden Kosten in einem groben Missverhält-
nis zum angestrebten Erfolg stehen. In diesem Fall können 
wir nicht zahlen, weil die berechtigten Interessen der Ver-
sichertengemeinschaft beeinträchtigt würden. 
 
Die Ablehnung müssen wir Ihnen in diesen beiden Fällen un-
verzüglich schriftlich mitteilen, und zwar mit Begründung. 
(„Unverzüglich“ heißt nicht unbedingt „sofort“, sondern „ohne 
schuldhaftes Zögern bzw. so schnell wie eben möglich“.) 
 
3.4.2 Wenn wir den Versicherungsschutz ablehnen, können 
Sie von uns die Einleitung eines Schiedsgutachterverfahrens 
verlangen. Wir sind verpflichtet, Sie auf diese Möglichkeit 
und die voraussichtlichen Kosten hinzuweisen. Mit diesem 
Hinweis müssen wir Sie auffordern, uns alle nach unserer 
Auffassung für die Durchführung des Schiedsgutachterver-
fahrens wesentlichen Mitteilungen und Unterlagen zuzu-
senden. 
 
3.4.3 Wenn Sie die Durchführung eines Schiedsgutachter-
verfahrens verlangen, haben wir dieses Verfahren innerhalb 
eines Monats einzuleiten und Sie hierüber zu unterrichten. 
Wenn zur Durchsetzung Ihrer rechtlichen Interessen Fristen 
einzuhalten sind, müssen wir die zur Fristwahrung notwendi-
gen Kosten tragen und dies bis zum Abschluss des Schieds-
gutachterverfahrens. (Beispiele für das Einhalten von 
Fristen: Berufungsfrist droht abzulaufen, Verjährung droht 
einzutreten.) Dies ist unabhängig davon, wie das Schieds-
gutachterverfahren ausgeht. 
 
Wenn wir das Schiedsgutachterverfahren nicht innerhalb 
eines Monats einleiten, besteht für Sie Versicherungsschutz 
in beantragtem Umfang. 
 
3.4.4 Der Schiedsgutachter ist ein seit mindestens fünf Jah-
ren zugelassener Rechtsanwalt. Er wird vom Präsidenten 
der für Ihren Wohnsitz zuständigen Rechtsanwaltskammer 
benannt. Dem Schiedsgutachter müssen wir alle uns vorlie-
genden Mitteilungen und Unterlagen zur Verfügung stellen, 
die für die Durchführung des Schiedsgutachterverfahrens 
wesentlich sind. Der Schiedsgutachter entscheidet schrift-
lich, ob Versicherungsschutz besteht. 
 
Diese Entscheidung ist für den Rechtsschutzversicherer 
verbindlich. 
 
3.4.5 Wenn der Schiedsgutachter feststellt, dass unsere 
Leistungsverweigerung ganz oder teilweise unberechtigt 
war, tragen wir die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens. 
 
Wenn die Leistungsverweigerung nach dem Schiedsspruch 
berechtigt war, tragen Sie die Kosten des Verfahrens und 
die des Schiedsgutachters. Die Kosten, die uns durch das 
Schiedsgutachterverfahren entstanden sind, tragen wir 
selbst. 
 
4. Was müssen Sie beachten? 
 
4.1 Verhalten im Versicherungsfall/Erfüllung von Obliegen-
heiten 
 
Obliegenheiten bezeichnen sämtliche Verhaltensregeln, die 
Sie und die versicherten Personen beachten müssen, um 
den Anspruch auf Versicherungsschutz zu erhalten. 
 
4.1.1 Was müssen Sie tun, wenn ein Versicherungsfall ein-
tritt und Sie Versicherungsschutz brauchen? 
 

4.1.1.1 Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen für Sie 
erforderlich, so müssen Sie sich zunächst zur Prüfung der 
Erfolgsaussichten an den Haus- und Grundbesitzerverein 
wenden, dessen Mitglied Sie sind. Das Ergebnis dieser Vor-
prüfung müssen Sie zusammen mit dem Verlangen auf Ge-
währung von Rechtsschutz vollständig vorlegen. 
 
4.1.1.2 Sie müssen uns den Versicherungsfall unverzüglich 
mitteilen, gegebenenfalls auch telefonisch. („Unverzüglich“ 
heißt nicht unbedingt „sofort“, sondern „ohne schuldhaftes 
Zögern bzw. so schnell wie eben möglich“.) 
 
4.1.1.3 Sie müssen uns  
 
− vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstän-

de des Versicherungsfalles unterrichten und  
 
− alle Beweismittel angeben und 
 
− uns Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung stellen. 
 
4.1.1.4 Kosten verursachende Maßnahmen müssen Sie 
nach Möglichkeit mit uns abstimmen, soweit dies für Sie zu-
mutbar ist. (Beispiele für kostenverursachende Maßnahmen: 
die Beauftragung eines Rechtsanwalts, Erhebung einer Kla-
ge oder Einlegung eines Rechtsmittels) 
 
4.1.1.5 Sie haben bei Eintritt des Versicherungsfalles nach 
Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Scha-
dens zu sorgen, siehe § 82 VVG. 
 
4.1.2 Wir bestätigen Ihnen den Umfang des Versicherungs-
schutzes, der für den konkreten Versicherungsfall besteht. 
 
Ergreifen Sie jedoch Maßnahmen zur Durchsetzung Ihrer 
rechtlichen Interessen,  
 
− bevor wir den Umfang des Versicherungsschutzes be-

stätigt haben und  
 
− entstehen durch solche Maßnahmen Kosten? 
 
Dann tragen wir nur die Kosten, die wir bei einer Bestätigung 
des Versicherungsschutzes vor Einleitung dieser Maßnah-
men zu tragen gehabt hätten. 
 
4.1.3 Den Rechtsanwalt können Sie auswählen. 
 
4.1.4 Sie müssen nach der Beauftragung des Rechtsanwalts 
Folgendes tun:  
 
Ihren Rechtsanwalt 
 
− vollständig und wahrheitsgemäß unterrichten, 
 
− die Beweismittel angeben, 
 
− die möglichen Auskünfte erteilen, 
 
− die notwendigen Unterlagen beschaffen und  
 
uns auf Verlangen Auskunft über den Stand Ihrer Angele-
genheit geben. 
 
4.1.5 Wenn Sie eine der in 4.1.1 und 4.1.4 genannten Ob-
liegenheiten vorsätzlich verletzen, verlieren Sie Ihren Ver-
sicherungsschutz. 
 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind wir 
berechtigt, unsere Leistung zu kürzen, und zwar in einem 
der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis. 
(Beispiel für „grob fahrlässiges Verhalten“: Jemand verletzt 
die erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße.) 
 



Druckstücknummer:  300B007072022 Seite 6 von 11 

Wenn Sie eine Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit 
nach Eintritt des Versicherungsfalles verletzen, kann auch 
dies zum vollständigen oder teilweisen Wegfall des Ver-
sicherungsschutzes führen. Dies setzt jedoch voraus, dass 
wir Sie vorher durch gesonderte Mitteilung in Textform 
(Beispiel: Brief oder E-Mail) über diese Pflichten informiert 
haben. 
 
Der Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn Sie nach-
weisen, dass Sie die Obliegenheiten nicht grob fahrlässig 
verletzt haben. 
 
Der Versicherungsschutz bleibt auch in folgendem Fall be-
stehen: 
 
Sie weisen nach, dass die Obliegenheitsverletzung nicht die 
Ursache war 
 
− für den Eintritt des Versicherungsfalles, 
 
− für die Feststellung des Versicherungsfalles oder  
 
− für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistung 

(zum Beispiel: Sie haben die Einlegung des Rechts-
mittels mit uns nicht abgestimmt. Bei nachträglicher 
Prüfung hätten wir jedoch auch bei rechtzeitiger Ab-
stimmung die Kostenübernahme bestätigt.) 

 
Der Versicherungsschutz bleibt nicht bestehen, wenn Sie 
Ihre Obliegenheit arglistig verletzt haben. 
 
4.1.6 – entfällt − 
 
4.1.7 Ihre Ansprüche auf Versicherungsleistungen können 
Sie nur mit unserem Einverständnis abtreten. („Abtreten“ 
heißt: Sie übertragen Ihre Ansprüche auf Versicherungs-
leistung, die Sie uns gegenüber haben, auf Ihren Rechtsan-
walt oder eine andere Person.). Unser Einverständnis bedarf 
der Textform. 
 
Ausnahme: Das Zustimmungserfordernis entfällt, wenn Sie 
auf Geld gerichtete Ansprüche gegen uns haben (z.B.: Sie 
sind mit der Bezahlung einer Gerichtskostenrechnung aus-
nahmsweise in Vorleistung getreten). 
 
Wenn wir Sie von noch nicht bezahlten Kostenrechnungen 
freistellen sollen, liegt kein auf Geld gerichteter Anspruch 
vor. 
 
4.1.8 Wenn ein anderer (z.B.: Ihr Prozessgegner) Ihnen 
Kosten der Rechtsverfolgung erstatten muss, dann geht 
dieser Anspruch auf uns über. Aber nur dann, wenn wir die 
Kosten bereits beglichen haben. 
 
Sie müssen uns die Unterlagen aushändigen, die wir brau-
chen, um diesen Anspruch durchzusetzen. Bei der Durch-
setzung des Anspruchs müssen Sie auch mitwirken, wenn 
wir das verlangen. 
 
Wenn Sie diese Pflicht vorsätzlich verletzen und wir deshalb 
diese Kosten von den anderen nicht erstattet bekommen, 
dann müssen wir über die geleisteten Kosten hinaus keine 
weiteren Kosten mehr erstatten. Wenn Sie grob fahrlässig 
gehandelt haben, sind wir berechtigt, die Kosten in einem 
der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Sie müssen beweisen, dass Sie nicht grob fahr-
lässig gehandelt haben. (Beispiel für „grob fahrlässiges Ver-
halten“: Jemand verletzt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
in ungewöhnlich hohem Maße). 
 
4.1.9 Hat Ihnen ein anderer (z.B.: Ihr Prozessgegner) Kosten 
der Rechtsverfolgung erstattet und wurden diese zuvor von 
uns gezahlt? Dann müssen Sie uns diese Kosten zurück-
zahlen. 
 

4.2 Weitere besondere Verhaltensregeln/Obliegenheiten 
 
4.2.1 Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen 
sollen an unsere Hauptverwaltung oder an die im Versiche-
rungsschein oder in unseren Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 
 
4.2.2 Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mit-
geteilt, genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung 
gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegan-
gen. Dies gilt entsprechend für den Fall, dass Sie Ihren 
Namen ändern. 
 
4.2.3 Haben Sie die Versicherung für Ihren Gewerbebetrieb 
abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen von 4.2.2 entsprechende 
Anwendung. 
 
5. In welchen Ländern sind Sie versichert? 
 
Rechtsschutz wird nur gewährt für Versicherungsfälle, die in 
der Bundesrepublik Deutschland rechtshängig werden und 
Grundstücke betreffen, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land gelegen sind. 
 
6. Wann beginnt und endet Ihre Rechtsschutz-
versicherung? 
 
6.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung für den Ver-
sicherungsschutz ist, dass Sie den ersten oder den einmali-
gen Beitrag unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach 
Zugang des Versicherungsscheins zahlen (siehe 7.4.1). 
 
Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt (das heißt: sie 
gilt in jedem Fall). 
 
6.2 Dauer und Ende des Vertrages 
 
6.2.1 Vertragsdauer 
 
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen. 
 
6.2.2 Stillschweigende Verlängerung 
 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 
der Vertrag nicht gekündigt wird. Kündigen können sowohl 
Sie als auch wir. Die Kündigung muss Ihnen oder uns spä-
testens drei Monate vor dem Ablauf der Vertragszeit zu-
gehen. 
 
6.2.3 Vertragsbeendigung 
 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag zum vorgesehenen Zeitpunkt, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf. 
 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren können 
Sie den Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauffolgenden Jahres kündigen. Ihre Kündigung 
muss uns spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen 
Jahres zugehen. 
 
Endet Ihre Mitgliedschaft beim Haus- und Grundbesitzer-
verein, so endet gleichzeitig der Versicherungsvertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. 
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6.2.4 Ist der Versicherungsschutz nicht mehr nötig, weil sich 
die äußeren Umstände geändert haben? Dann gilt Folgen-
des (sofern nichts anderes vereinbart ist): 
 
6.2.4.1 Der Vertrag endet, sobald wir erfahren haben, dass 
sich die äußeren Umstände geändert haben. 
 
Beiträge stehen uns nur anteilig bis zu diesem Zeitpunkt zu. 
 
6.2.4.2 Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers be-
steht der Versicherungsschutz bis zum Ende der laufenden 
Beitragsperiode fort, soweit der Beitrag am Todestag gezahlt 
war und nicht aus sonstigen Gründen ein Wegfall des Ge-
genstandes der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem 
Todestag nächstfällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versiche-
rungsschutz in dem am Todestag bestehenden Umfang auf-
rechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für 
den gezahlt wurde, wird anstelle des Verstorbenen Versiche-
rungsnehmer. 
 
6.2.5 Kündigung nach Versicherungsfall 
 
6.2.5.1 Wenn wir Ihren Versicherungsschutz ablehnen, ob-
wohl wir zur Leistung verpflichtet sind, können Sie den Ver-
trag vorzeitig kündigen. Die Kündigung muss uns innerhalb 
eines Monats zugehen, nachdem Sie unsere Ablehnung er-
halten haben. 
 
6.2.5.2 Sind mindestens zwei Versicherungsfälle innerhalb 
von zwölf Monaten eingetreten und besteht für diese Ver-
sicherungsschutz? In diesem Fall können sowohl Sie als 
auch wir den Vertrag vorzeitig kündigen. 
 
Wann müssen Sie oder wir kündigen? Die Kündigung muss 
uns beziehungsweise Ihnen innerhalb eines Monats zu-
gehen, nachdem wir unsere Leistungspflicht für den zweiten 
Versicherungsfall bestätigt haben. Die Kündigung muss in 
Textform (Beispiel: Brief oder E-Mail) erfolgen. 
 
Wenn Sie kündigen, wird Ihre Kündigung wirksam, sobald 
sie uns zugeht. Sie können jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird; spä-
testens jedoch am Ende des Versicherungsjahres. 
 
Unsere Kündigung wird einen Monat, nachdem Sie sie er-
halten haben, wirksam. 
 
6.2.6 Versichererwechsel 
 
Damit Sie bei einem Versichererwechsel möglichst keine 
Nachteile haben, haben Sie uns gegenüber Anspruch auf 
Versicherungsschutz in folgenden Fällen (dies gilt abwei-
chend von den Regelungen unter 3.1.2 bis 3.1.4): 
 
− Der Versicherungsfall ist in unserer Vertragslaufzeit ein-

getreten. Der Versicherungsschutz gilt auch dann, wenn 
ein Fall von 3.1.2 vorliegt und Ihre Handlung nach 3.1.2 
in die Zeit des Vorversicherers fällt. 

 
− Der Versicherungsfall liegt zwar in der Vertragslaufzeit 

des Vorversicherers, der Anspruch wird aber erstmals 
später als drei Jahre nach Beendigung der Vorversiche-
rung geltend gemacht. Die Meldung beim Vorversicherer 
darf jedoch nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
säumt worden sein. (Beispiel für „grob fahrlässiges Ver-
halten“: Jemand verletzt die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße.) 

 
− Der Versicherungsfall bei laufend erhobenen Gebühren 

für die Grundstücksversorgung fällt in unsere Vertrags-
laufzeit, die Grundlagen für die Gebührenfestsetzung 
sind aber in der Vertragslaufzeit des Vorversicherers 
eingetreten. 

 

− Der Vorversicherer und wir haben unterschiedliche 
Regelungen zur Bestimmung des Versicherungsfalls: 
Der Versicherungsfall ist nach den Bedingungen des 
Vorversicherers nach Beendigung seines Vertrages ein-
getreten. Nach unseren Bedingungen ist der Versiche-
rungsfall in der Vertragslaufzeit des Vorversicherers ein-
getreten. 

 
Voraussetzung für Versicherungsschutz ist in allen eben ge-
nannten Fällen, dass  
 
− Sie bei Ihrer vorherigen Versicherung gegen dieses 

Risiko versichert waren, 
 
− Sie bei uns zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gegen 

dieses Risiko versichert sind und 
 
− der Wechsel zu uns lückenlos erfolgt ist. 
 
In diesen Fällen haben Sie Versicherungsschutz in genau 
dem Umfang, den Sie bei Ihrem Vorversicherer versichert 
hatten; höchstens jedoch im Umfang des von Ihnen mit uns 
geschlossenen Vertrages. 
 
7. Wann und wie müssen Sie Ihren Beitrag zahlen? 
 
7.1 Beitragszahlung 
 
Die Beiträge können Sie je nach Vereinbarung vierteljährlich, 
halbjährlich oder jährlich bezahlen. Die Versicherungsperio-
de umfasst dementsprechend  
 
− bei Vierteljahresbeiträgen ein Vierteljahr, 
 
− bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr und  
 
− bei Jahresbeiträgen ein Jahr. 
 
7.2 Versicherungsjahr 
 
Das Versicherungsjahr dauert grundsätzlich zwölf Monate. 
Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus 
ganzen Jahren, wird das erste Versicherungsjahr entspre-
chend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum 
vereinbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre. 
(Beispiel: Bei einer Vertragsdauer von 15 Monaten beträgt 
das erste Versicherungsjahr 3 Monate, das folgende Ver-
sicherungsjahr 12 Monate.) 
 
7.3 Versicherungssteuer 
 
Der Versicherungsbeitrag enthält die Versicherungssteuer, 
die Sie in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten haben. 
 
7.4 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster Beitrag 
 
7.4.1 Fälligkeit der Zahlung 
 
Wenn Sie den Versicherungsschein von uns erhalten, 
müssen Sie den ersten Beitrag unverzüglich nach Ablauf 
von 14 Tagen bezahlen. („Unverzüglich“ heißt nicht unbe-
dingt „sofort“, sondern „ohne schuldhaftes Zögern bzw. so 
schnell wie eben möglich“.) 
 
7.4.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
 
Wenn Sie den ersten Beitrag zu einem späteren Zeitpunkt 
bezahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
späteren Zeitpunkt. Auf diese Folge einer verspäteten Zah-
lung müssen wir Sie allerdings aufmerksam gemacht haben, 
und zwar in Textform (Beispiel: Brief oder E-Mail) oder durch 
einen auffallenden Hinweis im Versicherungsschein. 
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Wenn Sie uns nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung 
nicht verschuldet haben, beginnt der Versicherungsschutz 
zum vereinbarten Zeitpunkt. 
 
7.4.3 Rücktritt 
 
Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
können wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag 
nicht bezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie 
nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung nicht ver-
schuldet haben. 
 
7.5 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 
 
7.5.1 Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig. 
 
7.5.2 Verzug 
 
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, ge-
raten Sie in Verzug, auch ohne dass Sie eine Mahnung von 
uns erhalten haben. Wir sind dann berechtigt, Ersatz für den 
Schaden zu verlangen, der uns durch den Verzug entstan-
den ist (siehe 7.5.3). 
 
Sie geraten nicht in Verzug, wenn Sie die verspätete Zah-
lung nicht verschuldet haben. 
 
7.5.3 Zahlungsaufforderung 
 
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
können wir Ihnen eine Zahlungsfrist einräumen. Das ge-
schieht in Textform (Beispiel: Brief oder E-Mail) und auf Ihre 
Kosten. Diese Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen 
betragen. 
 
Unsere Zahlungsaufforderung ist nur wirksam, wenn sie 
folgende Informationen enthält: 
 
− Die ausstehenden Beträge, die Zinsen und die Kosten 

müssen im Einzelnen beziffert sein und  
 
− die Rechtsfolgen müssen angegeben sein, die nach 

7.5.4 mit der Fristüberschreitung verbunden sind. 
 
7.5.4 Welche rechtlichen Folgen hat die Fristüberschreitung? 
 
− Verlust des Versicherungsschutzes 
 Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch 

nicht bezahlt haben, haben Sie ab diesem Zeitpunkt bis 
zur Zahlung keinen Versicherungsschutz. Allerdings 
müssen wir Sie bei unserer Zahlungsaufforderung nach 
7.5.3 auf den Verlust des Versicherungsschutzes hinge-
wiesen haben. 

 
− Kündigung des Versicherungsvertrages 
 Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist immer noch 

nicht bezahlt haben, können wir den Vertrag kündigen, 
ohne eine Frist einzuhalten. Allerdings müssen wir Sie 
bei unserer Zahlungsaufforderung nach 7.5.3 auf die 
fristlose Kündigungsmöglichkeit hingewiesen haben. 

 
Wenn wir Ihren Vertrag gekündigt haben und Sie danach 
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag bezahlen, 
besteht der Vertrag fort. Dann aber haben Sie für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist und 
Ihrer Zahlung eingetreten sind, keinen Versicherungsschutz. 
 
7.6 Rechtzeitige Zahlung bei Sepa-Lastschriftmandat 
 
7.6.1 Wenn wir die Einziehung des Beitrags von einem Kon-
to vereinbart haben, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn  
 
− der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden 

kann und  

− Sie der Einziehung nicht widersprechen. 
 
Was geschieht, wenn der fällige Beitrag ohne Ihr Verschul-
den nicht eingezogen werden kann? In diesem Fall ist die 
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn Sie nach einer 
Aufforderung in Textform (Beispiel: Brief oder E-Mail) unver-
züglich zahlen. („Unverzüglich“ heißt nicht unbedingt „sofort“, 
sondern „ohne schuldhaftes Zögern bzw. so schnell wie 
eben möglich“). 
 
7.6.2 Beendigung des Lastschriftverfahrens 
 
Wenn Sie dafür verantwortlich sind, dass der fällige Beitrag 
nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig 
eine andere Zahlungsweise zu verlangen. Sie müssen aller-
dings erst dann zahlen, wenn wir Sie hierzu in Textform 
(Beispiel: Brief oder E-Mail) aufgefordert haben. 
 
7.7 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
In diesem Fall haben wir nur Anspruch auf den Teil des Bei-
trags, der dem Zeitraum des Versicherungsschutzes ent-
spricht. Das gilt, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 
 
7.8 Beitragsanpassung 
 
7.8.1 Warum nehmen wir eine Beitragsanpassung vor? 
 
Die Beiträge sind Ihre Gegenleistung für unser Leistungs-
versprechen. Wir benötigen die Beiträge, damit wir unsere 
Leistungsverpflichtungen in allen versicherten Schadens-
fällen erfüllen können. Wir prüfen deshalb jährlich, ob der 
Beitrag wegen einer Veränderung des Schadensbedarfs 
anzupassen ist. 
 
Die Ermittlung des Veränderungswerts (siehe 7.8.2) kann 
dazu führen, dass der Beitrag erhöht oder gesenkt wird oder 
in der bisherigen Höhe bestehen bleibt. 
 
7.8.2 Ermittlung des Veränderungswerts als Grundlage der 
Beitragsanpassung 
 
Der ermittelte Veränderungswert ist maßgeblich für die Fra-
ge, ob der Beitrag in der bisherigen Höhe bestehen bleibt. 
 
Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines 
jeden Jahres einen Veränderungswert für die Beitragsan-
passung. Der Treuhänder legt bei seiner Ermittlung die 
Daten einer möglichst großen Zahl von Unternehmen, die 
die Rechtsschutzversicherung anbieten, zugrunde, so dass 
der von ihm ermittelte Wert den gesamten Markt der Rechts-
schutzversicherung bestmöglich widerspiegelt. 
 
Der Ermittlung des Veränderungswerts liegt folgende Frage-
stellung (Berechnungsmethode) zugrunde: 
 
Um wieviel Prozent hat sich im letzten Kalenderjahr der Be-
darf für Zahlungen (das heißt: das Produkt von Schadenhäu-
figkeit und Durchschnitt der Schadenzahlungen) gegenüber 
dem vorletzten Kalenderjahr (Bezugsjahre) erhöht oder ver-
mindert? 
 
(Als Schadenhäufigkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl 
der in diesem Jahr gemeldeten Versicherungsfälle, geteilt 
durch die Anzahl der im Jahresmittel versicherten Risiken. 
Mit anderen Worten: die Schadenhäufigkeit gibt an, für wie-
viel Prozent der versicherten Verträge ein Schaden gemel-
det worden ist. Um den Durchschnitt der Schadenzahlungen 
eines Kalenderjahres zu berechnen, werden alle in diesem 
Jahr erledigten Versicherungsfälle betrachtet. Die Summe 
der insgesamt geleisteten Zahlungen für diese Versiche-
rungsfälle wird durch deren Anzahl geteilt.) 
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Veränderungen, die aus Leistungsverbesserungen (z.B.: 
Einschluss einer neuen Leistungsart) herrühren, berück-
sichtigt der Treuhänder nur, wenn die Leistungsverbesse-
rungen in beiden Vergleichsjahren zum Leistungsinhalt ge-
hörten. 
 
Der Treuhänder ermittelt den Veränderungswert getrennt für 
folgende Vertragsgruppen: 
 
− Verkehrs-, Fahrzeug- und Fahrer-Rechtsschutz, 
 
− Privat- und Berufs-Rechtsschutz, Rechtsschutz für 

Selbstständige oder Firmen, Vereins- sowie Wohnungs- 
und Grundstücks-Rechtsschutz, 

 
− Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz sowie 

Rechtsschutz für Landwirte, 
 
− Rechtsschutz für Selbstständige oder Firmen mit Privat-, 

Berufs-, Verkehrs- sowie Wohnungs- und Grundstücks-
Rechtsschutz. 

 
Innerhalb jeder Vertragsgruppe wird der Veränderungswert 
getrennt für Verträge mit und ohne Selbstbeteiligung er-
mittelt. Die so ermittelten Veränderungswerte gelten jeweils 
einheitlich für alle in der Gruppe zusammengefassten Ver-
träge mit bzw. ohne Selbstbeteiligung. 
 
Der Treuhänder rundet einen nicht durch 2,5 teilbaren Ver-
änderungswert auf die nächst geringere positive durch 2,5 
teilbare Zahl ab (beispielsweise wird 8,4 % auf 7,5 % abge-
rundet) bzw. auf die nächst größere negative durch 2,5 teil-
bare Zahl auf (beispielsweise wird -8,4 % auf -7,5 % aufge-
rundet). Veränderungswerte im Bereich von -5 % bis +5 % 
werden nicht gerundet. 
 
7.8.3 Welches ist der für die Anpassung des Beitrags maß-
gebliche Veränderungswert? 
 
Grundsatz: Für die Beitragsanpassung (Erhöhung oder Sen-
kung) ist grundsätzlich der Veränderungswert maßgeblich, 
den der unabhängige Treuhänder ermittelt hat (siehe 7.8.2). 
 
7.8.4 Unterbleiben einer Beitragsanpassung 
 
Eine Beitragsanpassung unterbleibt, wenn der vom unab-
hängigen Treuhänder ermittelte Veränderungswert (siehe 
7.8.2) geringer +5 % und größer -5 % ist. Dieser Verände-
rungswert wird bei der Ermittlung der Voraussetzungen für 
die nächste Beitragsanpassung mitberücksichtigt. (Dies ge-
schieht, indem das Bezugsjahr solange beibehalten wird, bis 
die 5 %-Grenze erreicht wird. Es wird immer der Bedarf für 
Zahlungen aus dem jeweiligen Vorjahr mit dem Bedarf für 
Zahlungen aus dem „festgehaltenen“ Bezugsjahr ver-
glichen.) 
 
Unabhängig von der Höhe des Veränderungswerts unter-
bleibt eine Beitragsanpassung bei Verträgen, bei denen seit 
dem Versicherungsbeginn noch nicht 12 Monate abgelaufen 
sind. 
 
7.8.5 Erhöhung oder Senkung des Beitrags 
 
Wenn der maßgebliche Veränderungswert +5 % oder mehr 
beträgt, sind wir berechtigt, den Beitrag entsprechend zu er-
höhen. Der angepasste Beitrag darf nicht höher sein als der 
für Neuverträge geltende Tarifbeitrag. 
 
Wenn der maßgebliche Veränderungswert -5 % oder weni-
ger beträgt, sind wir verpflichtet, den Beitrag entsprechend 
zu senken. 
 
 
 
 

7.8.6 Wann wird die Beitragsanpassung wirksam? 
 
Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die 
ab 1. Oktober des Jahres, in dem die Ermittlungen des Treu-
händers erfolgten, fällig werden. Sie unterbleibt, wenn seit 
dem im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungs-
beginn für den Gegenstand der Versicherung noch nicht ein 
Jahr abgelaufen ist. 
 
7.8.7 Ihr außerordentliches Kündigungsrecht 
 
Wenn sich der Beitrag erhöht, können Sie den Versiche-
rungsvertrag mit sofortiger Wirkung kündigen. Sie können 
frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, an dem die 
Beitragserhöhung wirksam wird (siehe 7.8.6). Ihre Kündi-
gung muss uns innerhalb eines Monats zugehen, nachdem 
Ihnen unsere Mitteilung über die Beitragsanpassung zuge-
gangen ist. In der Mitteilung weisen wir Sie auf Ihr ordent-
liches Kündigungsrecht hin. 
 
Wenn sich der Beitrag ausschließlich wegen einer Erhöhung 
der Versicherungssteuer erhöht, steht Ihnen das Recht zur 
außerordentlichen Kündigung nicht zu. 
 
7.9 Änderung wesentlicher Umstände der Beitragsfest-
setzung  
 
7.9.1 Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der 
nach unserem Tarif einen höheren als den vereinbarten Bei-
trag rechtfertigt, können wir für die hierdurch entstandene 
höhere Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die hö-
here Gefahr nach unserem Tarif auch gegen einen höheren 
Beitrag nicht übernommen, können wir die Absicherung der 
höheren Gefahr ausschließen. Erhöht sich der Beitrag we-
gen der Gefahrerhöhung um mehr als 10 % oder schließen 
wir die Absicherung der höheren Gefahr aus, können Sie 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mit-
teilung haben wir Sie auf dieses Kündigungsrecht hinzu-
weisen. 
 
Änderungen werden ab dem Datum der Bekanntgabe be-
rücksichtigt. 
 
7.9.2 Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der 
nach unserem Tarif einen geringeren als den vereinbarten 
Beitrag rechtfertigt, können wir nur noch den geringeren 
Beitrag verlangen. 
 
Änderungen werden ab dem Datum der Bekanntgabe be-
rücksichtigt. 
 
7.9.3 Wenn wir Sie auffordern, uns die zur Beitragsberech-
nung erforderlichen Angaben zu machen, müssen Sie uns 
diese innerhalb eines Monats zuschicken. Wenn Sie dieser 
Verpflichtung nicht nachkommen, können wir den Versiche-
rungsvertrag mit einer Frist von einem Monat kündigen. Es 
sei denn, Sie weisen uns nach, dass Sie nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig gehandelt haben. (Beispiel für „grob 
fahrlässiges Verhalten“: Jemand verletzt die im Verkehr er-
forderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße.) 
 
In folgenden Fällen haben Sie keinen Versicherungsschutz: 
 
− Sie machen innerhalb der Frist vorsätzlich falsche An-

gaben. 
 
− Sie unterlassen vorsätzlich erforderliche Angaben. 
 
− Der Versicherungsfall tritt später als einen Monat nach 

dem Zeitpunkt ein, zu dem Sie uns über die Gefahrer-
höhung hätten informieren müssen. Ihr Versicherungs-
schutz entfällt nicht, wenn uns die zur Beitragsberech-
nung erforderlichen Angaben bereits bekannt waren. 
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Wenn Sie grob fahrlässig Angaben verschwiegen oder un-
richtige Angaben gemacht haben, können wir den Umfang 
unserer Leistungen kürzen, und zwar in einem der Schwere 
Ihres Verschuldens entsprechendem Verhältnis. 
 
Sie müssen nachweisen, dass Sie nicht grob fahrlässig ge-
handelt haben. (Beispiel für „grob fahrlässiges Verhalten“: 
Jemand verletzt die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in un-
gewöhnlich hohem Maße.) 
 
Ausnahme: In folgenden Fällen haben Sie trotzdem Ver-
sicherungsschutz: 
 
− Sie weisen uns nach, dass die Veränderung weder den 

Eintritt des Versicherungsfalls beeinflusst noch den Um-
fang unserer Leistung erhöht hat. 

 
− Die Frist für unsere Kündigung ist abgelaufen und wir 

haben nicht gekündigt. 
 
Die soeben beschriebenen Regelungen werden nicht ange-
wandt, wenn 
 
− die Veränderung so unerheblich ist, dass diese nicht zu 

einer Erhöhung der Beiträge führen würde oder 
 
− ersichtlich ist, dass diese Veränderung mitversichert sein 

soll. 
 
7.9.4 Alle während des Versicherungsjahres eingetretenen 
Änderungen sind uns jeweils unverzüglich zu melden. 
 
Änderungen werden ab dem Datum der Bekanntgabe be-
rücksichtigt. 
 
Machen Sie diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unter-
lassen Sie die erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt 
der Versicherungsfall ein, so haben Sie keinen Versiche-
rungsschutz, es sei denn, uns war der Eintritt des Umstan-
des zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Unterlassen 
der erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf 
grober Fahrlässigkeit, können wir den Umfang des Versiche-
rungsschutzes in einem der Schwere Ihres Verschuldens 
entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit müssen Sie beweisen. Sie haben 
gleichwohl Versicherungsschutz, wenn Sie nachweisen, 
dass die Gefahr weder für den Eintritt des Versicherungs-
falles noch den Umfang unserer Leistung ursächlich war. 
 
8. Wann verjähren Ansprüche aus dem Versicherungs-
vertrag? 
 
8.1 Gesetzliche Verjährung 
 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 
8.2 Die Verjährung wird ausgesetzt 
 
Wenn Sie einen Anspruch aus Ihrem Versicherungsvertrag 
bei uns angemeldet haben, ist die Verjährung ausgesetzt. 
Die Aussetzung wirkt von der Anmeldung bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Textform zu-
geht. (Das heißt: bei der Berechnung der Verjährungsfrist 
berücksichtigen wir zu Ihren Gunsten den Zeitraum von der 
Meldung bis zum Eintreffen unserer Entscheidung bei Ihnen 
nicht.) 
 
9. Wenn Sie mit uns einmal nicht zufrieden sind 
 
Unser Interesse ist es, Sie mit unseren Leistungen zufrieden 
zu stellen. Sollte uns das einmal nicht gelingen, nehmen Sie 
am besten direkt Kontakt zu uns auf, um die Sache zu 
klären: 

Bayerische Hausbesitzer-Versicherungs-Gesellschaft a. G. 
Sonnenstraße 13 
80331 München 
Telefon: 089 55141-620 
Fax: 089 598955 
E-Mail: info@bhvg.de 
Internet: www.bhvg.de 
 
Darüber hinaus haben Sie auch folgende Möglichkeiten: 
 
9.1 Versicherungsombudsmann 
 
Wenn Sie als Verbraucher mit unserer Entscheidung nicht 
zufrieden sind, können Sie sich an den Ombudsmann für 
Versicherungen wenden: 
 
Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 08 06 32 
10006 Berlin 
Telefon: 0800 3696000 
Fax: 0800 3699000 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet: www.versicherungsombudsmann.de 
 
Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige 
und für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungs-
stelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlichtungsver-
fahren teilzunehmen. 
 
Verbraucher, die diesen Vertrag online (z.B. über eine Web-
seite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich 
mit ihrer Beschwerde auch online an die Plattform wenden: 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/. Ihre Beschwerde wird 
dann über diese Plattform an den Versicherungsombuds-
mann weitergeleitet. 
 
9.2 Versicherungsaufsicht 
 
Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden, können Sie 
sich auch an die für uns zuständige Aufsicht wenden. Als 
Versicherungsunternehmen unterliegen wir der Aufsicht der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht: 
 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Sektor Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
Telefon: 0800 2100500 
E-Mail: poststelle@bafin.de 
Internet: https://www.bafin.de 
 
Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist 
und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann. 
 
9.3 Rechtsweg 
 
Außerdem haben Sie die Möglichkeit, den Rechtsweg zu be-
schreiten. Bitte beachten Sie jedoch, dass hierfür kein Ver-
sicherungsschutz besteht (siehe 3.2.2.2). 
 
10. Welches Recht ist anzuwenden und wo ist der 
Gerichtsstand? 
 
10.1 Anzuwendendes Recht 
 
Für diesen Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht. 
 
10.2 Klagen gegen das Versicherungsunternehmen 
 
Wenn Sie uns verklagen wollen, können Sie die Klage an 
folgenden Orten einreichen: 
 
− Am Sitz des Versicherungsunternehmens oder am Sitz 

der für Ihren Vertrag zuständigen Niederlassung, 
 

mailto:beschwerde@versicherungsombudsmann.de
http://www.versicherungsombudsmann.de/
mailto:poststelle@bafin.de
https://www.bafin.de/
https://www.bhvg.de
mailto:info@bhvg.de
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− oder, wenn Sie eine natürliche Person sind, auch am 
Gericht Ihres Wohnsitzes. (Eine „natürliche Person“ ist 
ein Mensch, im Gegensatz zur „juristischen Person“; das 
ist z.B. eine GmbH, eine AG oder ein Verein). Haben Sie 
keinen Wohnsitz, können Sie die Klage am Gericht Ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts einreichen. 

 
10.3 Klagen gegen den Versicherungsnehmer  
 
Wenn wir Sie verklagen müssen, können wir die Klage an 
folgenden Orten einreichen: 
 
− Wenn Sie eine natürliche Person sind, am Gericht Ihres 

Wohnsitzes. (Eine „natürliche Person“ ist ein Mensch, im 
Gegensatz zur „juristischen Person“; das ist z.B. eine 
GmbH, eine AG oder ein Verein). Haben Sie keinen 
Wohnsitz, können wir die Klage am Gericht Ihres ge-
wöhnlichen Aufenthalts einreichen. 

 
− Wenn Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt 

zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, am 
Sitz unseres Versicherungsunternehmens oder am Sitz 
der für Ihren Vertrag zuständigen Niederlassung. 

 
− Wenn Sie eine juristische Person sind oder eine Offene 

Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Part-
nerschaftsgesellschaft, ist das Gericht an Ihrem Sitz 
oder Ihrer Niederlassung zuständig. 

 


	Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung  (BHVG - ARB 2021) 
	Inhaltsverzeichnis 
	1. Aufgaben der Rechtsschutzversicherung 
	2. Welchen Rechtsschutz haben Sie? 
	3. Was ist nicht versichert? 
	4. Was müssen Sie beachten? 
	5. In welchen Ländern sind Sie versichert? 
	6. Wann beginnt und endet Ihre Rechtsschutzversicherung? 
	7. Wann und wie müssen Sie Ihren Beitrag zahlen? 
	8. Wann verjähren Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag? 
	9. Wenn Sie mit uns einmal nicht zufrieden sind 
	10. Welches Recht ist anzuwenden und wo ist der Gerichtsstand? 




